Muster: Deckungsanfrage an die Rechtsschutzversicherung
Betreff: Deckungsanfrage Sachverständigengutachten
Versicherungsnehmer/in: [Name], Versicherungsschein-Nr. [Nummer], Schaden-Nr. [Nummer, falls vorhanden]
Bedingungswerk laut Versicherungsschein: [Bezeichnung und Jahrgang, z. B. ARB 2010 / ARB 2021]
Verfahren: [Bußgeldstelle / Amtsgericht], Az. [Aktenzeichen]

Sehr geehrte Damen und Herren,

in dem oben bezeichneten Ordnungswidrigkeitenverfahren wird meiner Mandantschaft eine [Geschwindigkeitsüberschreitung um X km/h außerorts / Abstandsunterschreitung / Rotlichtverstoß] vorgeworfen. Angedroht sind [Bußgeld in Höhe von X Euro, X Punkte, ein Fahrverbot von X Monat/en]. Die Messung erfolgte nach den Angaben der Akte mit dem Messgerät [Typ, Hersteller].

Zur Überprüfung der Messung auf technische und formelle Mängel (Eichung, Bedienung, Messprotokoll, Aufstellung, Falldaten) beabsichtige ich, ein Sachverständigengutachten in Auftrag zu geben. Beauftragt werden soll [Name des Büros]. Das Büro erfüllt die Anforderungen Ihrer Bedingungen an den Sachverständigen: [öffentliche Bestellung durch [Stelle] / Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17024 durch [Stelle] / rechtsfähige technische Sachverständigenorganisation]. Die Kosten werden nach der beigefügten Kostenschätzung voraussichtlich [X] Stunden zu je [X] Euro netto zuzüglich Umsatzsteuer betragen.

Nach [Fundstelle der Sachverständigenklausel in dem für den Vertrag geltenden Bedingungswerk, z. B. § 5 Abs. 1 f aa ARB 2010 / Nr. 2.3.1.3 ARB 2012 / Ziffer 2.3.1.3 ARB 2021] übernimmt Ihr Haus die Kosten eines technischen Sachverständigen in Fällen der Verteidigung in verkehrsrechtlichen Ordnungswidrigkeitenverfahren. Ich bitte um ausdrückliche Kostenzusage für dieses Gutachten und dieses Büro [ergänzend, falls das Bedingungswerk dies vorsieht: und um Ihre Zustimmung zur Beauftragung in Textform] bis zum [Datum]. Die Abrechnung kann auf Wunsch unmittelbar zwischen dem Sachverständigenbüro und Ihrem Haus erfolgen.

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass das Gutachten Inhalte der Bußgeldakte verarbeitet, die nach § 32f Abs. 5 StPO i. V. m. § 46 Abs. 1 OWiG zweckgebunden sind. Eine Übermittlung des Gutachtens zur Honorarprüfung ist daher nicht möglich; die Erstellung und Einbringung des Gutachtens in die Verteidigung bestätige ich Ihnen auf Anforderung schriftlich.

Mit freundlichen Grüßen
[Rechtsanwältin / Rechtsanwalt]
Quelle: Verkehrsmesstechnik Nord GbR – verkehrsmesstechnik-nord.de. Muster ohne Gewähr, keine Rechtsberatung.
